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Betrifft: Stellungnahme zum Entwurf eines 

Bundesgesetzes über die Gerichts­
praxis der Rechtspraktikanten 

An d,as 

Präsidium des NatiOnalrates 

Bezug: GZ 5~9.00/2-III 1/87 vom 29.7.1987 
des Bundesministeriums für Justiz 

Parlament 

Wien 

Zu obigem Bezug beehre ich mich, ungeachtet dessen, 

daß eine Verwendung von Rechtspraktikanten beim Obersten Ge-

richtshof weder vorgesehen noch zweckmäßig ist j die am 

15. S~ptember 1987 vom Begutachtungssenat 111 beschlossene 

(kurze) Stellungnahme des Obersten Gerichtshofes zum eingangs 

bezeichneten Gesetzesentwurf in 25facher Ausfertigung zu 

übermitteln. 

Zu § 2 Abs. 3: Das Verlangen der Vorlage eines hand-

geschriebenen Lebenslaufes ist wohl überflüssig und dient 

keinen erkennbaren Zwecken, zumal kein dauerndes Dienstver-

hältnis begründet wird. 

Zu § 2 Abs. 4: Es sollte bereits hier klargestellt 

werden, daß zwar kein Dienstverhältnis, aber sehr wohl ein 

öffentlich-rechtliches Verhältnis, welches sich aus § 27 er~ 

gibt, 'entsteht. 
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Zu § 3 Abs. 1 und § 14 Abs. 2: Warum die Gerichts-

praxis an einem Monatsersten beginnen oder fortgesetzt werden 

muß, ist nicht einzusehen. Es könnte eine überflüssige Warte-

zeit bis zu einem Monat eintreten~ Es sollte auch der gleich-

zeitige Dienstantritt einer größeren Zahl von Rechtspraktikan-

ten möglichst vermieden urid nicht erzwungen werden. 

Zu § 5: Der in den Erläuterungen voigesehene Ausbil­

dungsplan. der ~ohl picht für jeden Recht~praktikanten indivi­

duell erstellt werden sollte, sollte im Gesetz behandelt werden. 

zumindest aber die Verp~l~chtung zu dessen Erstellung. Die 
.... ;:.: 

nach Abs. 4 möglichst zu berücksichtigenden Wünsche der Rechts-

praktikanten dürften mit der Absicht der Erläuterungen. Rechts~ 

praktikanten möglichst nicht bei städtischen Be~irksgerichten 

einzusetzen, selten in Einklang stehen~ Die bevorzug~e Verw~n-

dung bei ländlichen Bezirksgerichten, die im allgemeinen nicht 

dem Straß bei städtischen Gerichten ausgesetzt $ind, sollte 

im Gesetz festgehalten werden, könnte aber auch ein falsches 

Bild über die Belastung der Richter ergeben. Angeordnet sollte 

werden, daß einem Richter möglichst nicht mehr als jeweils ein 

Rechtspraktikant zugeteilt werden soll. Sollte sich die Zu­

teilung zu Rechts~ittelsenaten wirklich als so unz~eckmäßig 

erwiesen haben, wie dies in den Erläuterungen gesagt wird, 

sollt~ die Zulässigkeit der Zuteilung zu solchen bereits im 

Gesetz unt.rbunden werden. 

Zu § 6 Abs. 1: Es ist b.kannt; daß die'Rechtsprak-
, 

tikanten nicht als "Schreibsklaven" mißbraucht werden wollen. 
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Dennoch sollte nicht übersehen werden, daß die Tät~9keit als 

Schriftfüh~er sehr wesentlich ist, irisbesond~re in Straf-

sachen, ~a hier der Schriftführer das relevante Verfahrens-

ergebnis rasch erfassen und danach das Protokoll selbständig 

formulieren muß. Während Entscheidungsentwürfe auch schon bei 

tibungenwährend des Studiums verfaßt werden können, ermöglicht 

nur die Teilnahme a~ Verhandlungen die Kenntnisnahme des Ge~ 

richtsalltags und das Erfassen der Umsetzung der Verfahrens-

vorschriften in die Realität . 

. Zu § 8: Dem Rechtspraktik.nten sollte die Möglichkeit 

eröffnet verden i in den Ausbildungsausweis Einsicht zunehmen: 

damit könnten sachliche Unrichtigkeiten gegeben~nfalls bereinigt 

werden. 

Zu § 9 Abs. 5: Stenographiekenntnisse sind für jeden 

Juristen geradezu unerläßlich. Jedenfalls benötigt sie auch 

ein Schriftführer in Zivilsachen, auch wenn das Protokoll 

diktiert wird. Die Worte ~in Strafsachen" sollten daher ge-

strichen werden (auch im § 18 Abs. 3). 

Zu § 13 Abs. 2: Die Entseheidung über eine Freistel-

lung sollte zur BeSchleunigung dem jeweiligen Vorsteher des Ge­

richtes, bei dem der Rechtspraktikant tätig ist, Überlassen bleiben. 

Zu § 18 Abs. 1: Die Bezahlung eines wenn auch gekürzten 

Ausbildungsbeitrages an Rechtspraktlkanten, die ohnehin in 

einem Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörper~ 

schaft stehen, ist wohl nicht zu rechtfertigen. 

Für 
"der 

Im Grundsatz wird das neue Gesetz begrüßt. 

Wien. am 15. September 1981 

.. ~., ./ 

<He R"i.ch·tigk~ - ..... . 
Aus"fertigung: . ," 

Dr • Melnizky 
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